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beschlossen: 

 

Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

 

 

G r ü n d e  
 

I. 
 

Die Beschwerdeführerin ist Anmelderin der am 15. Dezember 2001 beim Deut-

schen Patent- und Markenamt eingegangenen Patentanmeldung mit der Bezeich-

nung 

 

„Transport- und Lagerbehälter für Flüssigkeiten“. 

 

Mit Beschluss vom 21. Juni 2004 hat die Prüfungsstelle für Klasse B 65 D des 

Deutschen Patent- und Markenamtes die Anmeldung zurückgewiesen mit der Be-

gründung, der Gegenstand des Hauptanspruchs beruhe nicht auf einer erfinderi-

schen Tätigkeit. 

 

Gegen diesen Beschluss wendet sich die Beschwerde der Anmelderin. 

 

Die Anmelderin stellte in der mündlichen Verhandlung den Antrag, 

 

den angefochtenen Beschluss aufzuheben und das Patent mit fol-

genden Unterlagen zu erteilen: 

ein Patentanspruch (ehemaliger Hilfsantrag) und Beschreibung Sei-

ten 1, 1a und 3, eingegangen am 21. Februar 2007; Beschreibung 

Seiten 2, 4, 5 und Zeichnung vom Anmeldetag. 
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Der geltende einzige Anspruch lautet: 

 

„Transport- und Lagerbehälter für Flüssigkeiten, mit einem palet-

tenartigen Untergestell aus Metall mit einem Boden zur Aufnahme 

eines austauschbaren Innenbehälters aus Kunststoff mit vier Sei-

tenwänden, einem unteren und einem oberen Boden, einem am 

oberen Boden angeformten, verschließbaren Einfüllstutzen und ei-

nem am unteren Abschnitt einer Seitenwand angeformten Auslauf-

stutzen mit einer Entnahmearmatur, einem als Gittermantel ausge-

bildeten Außenmantel, einem zwischen Innenbehälter und Außen-

mantel angeordneten Brandschutzmantel sowie einem an dem 

Außenmantel oder dem Brandschutzmantel befestigten, abnehm-

baren Schutzdeckel mit einer mittigen Zugangsöffnung zu dem mit 

einer Schraubkappe verschließbaren Einfüllstutzen des Innenbe-

hälters, wobei der Brandschutzmantel, der Schutzdeckel und der 

Boden des Untergestells aus einem Wärmestrahlung reflektieren-

den Blechmaterial hergestellt sind, gekennzeichnet durch eine 

zwischen dem Innenbehälter (2) und dem Brandschutzmantel (16) 

angeordnete gesonderte zusätzliche Feuer- und Wärmeisolie-

rung (17), die die Seitenwände (2a-2d) sowie den unteren und 

oberen Boden des Innenbehälters (2) umfasst, wobei die geson-

derte Feuer- und Wärmeisolierung (17) aus einem Gewebe bzw. 

Vlies, insbesondere aus Glas- oder Aluminiumfasern, aus einem 

Keramikfasermaterial, insbesondere einem keramischen Vlies aus 

Steinwolle oder aus mit brandfestem Wasserglas getränkter Well-

pappe besteht, eine elektrisch leitfähige Umhüllung (21) des In-

nenbehälters (2) in Form einer Gitterhaube, eines Netzes oder ei-

nes Gewebes aus dünnem Metalldraht, wobei die Feuer- und Wär-

meisolierung (17) die elektrisch leitfähige Umhüllung (21) des In-

nenbehälters (2) umfasst, sowie durch ein innerhalb der Entnah-

mearmatur (8) des Innenbehälters (2) angeordnetes elektrisches 
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Erdungsteil (22), das über eine Erdungsverbindung an das Unter-

gestell (14) des Transport- und Lagerbehälters (1) elektrisch lei-

tend angeschlossen ist.“ 

 

Im Verfahren sind folgende Entgegenhaltungen: 

 

(1) DE 197 22 194 C2, 

(2) DE 197 47 690 C2, 

(3) DE 34 28 797 C2, 

(4) DE 297 24 198 U1, 

(5) DE 298 24 096 U1, 

(6) DE 94 10 833 U1 und 

(7) DE 26 08 459 A1. 

 

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf die Akte verwiesen. 

 

 

II. 
 

Die Beschwerde ist zulässig, sie hat jedoch keinen Erfolg. 

 

1. Der geltende einzige Anspruch lässt sich ohne weiteres auf die ursprünglichen 

Ansprüche 1 bis 7 zurückführen. Er ist somit zulässig. 

 

2. Der Gegenstand des geltenden Anspruchs ist neu und gewerblich anwendbar, 

er beruht jedoch nicht auf einer erfinderischen Tätigkeit. 

 

Fachmann ist vorliegend ein Dipl.-Ingenieur (FH) des Maschinenbaus mit Kennt-

nissen über explosionssichere und feuerhemmende Konstruktionen von Behältern. 
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Die Anmeldung betrifft einen Transport- und Lagerbehälter für Flüssigkeiten ge-

mäß dem Oberbegriff des einzigen Patentanspruchs, wie ihn die Druckschrift D1, 

DE 197 22 194 C2, zeigt und beschreibt. 

 

Die Anmelderin hat sich die Aufgabe gestellt, die Brandsicherheit des gattungsge-

mäßen Transport- und Lagerbehälters zu verbessern, siehe S. 1, zweiter Absatz 

der Anmeldungsunterlagen. 

 

Die Anmeldung löst das Problem mit einem Behälter, der die im geltenden An-

spruch angegebenen Merkmale aufweist. In gegliederter Fassung lautet der An-

spruch wie folgt: 

 

1. Transport- und Lagerbehälter für Flüssigkeiten, 

 

2. mit einem palettenartigen Untergestell aus Metall, 

 

3. mit einem Boden zur Aufnahme eines austauschbaren Innenbe-

hälters aus Kunststoff, 

3.1 der Innenbehälter hat vier Seitenwände 

3.2 einen unteren und einen oberen Boden, 

3.3 einen am oberen Boden angeformten, verschließbaren Einfüll-

stutzen 

3.4 und einen am unteren Abschnitt einer Seitenwand angeform-

ten Auslaufstutzen mit einer Entnahmearmatur, 

 

4. ferner mit einem als Gittermantel ausgebildeten Außenmantel, 

 

5. einem zwischen Innenbehälter und Außenmantel angeordneten 

Brandschutzmantel 
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6. sowie mit einem an dem Außenmantel oder dem Brandschutz-

mantel befestigten, abnehmbaren Schutzdeckel, 

6.1 der eine mittige Zugangsöffnung zu dem mit einer Schraub-

kappe verschließbaren Einfüllstutzen des Innenbehälters aufweist, 

 

7. wobei der Brandschutzmantel, der Schutzdeckel und der Boden 

des Untergestells aus einem Wärmestrahlung reflektierenden 

Blechmaterial hergestellt sind; 

 

OBERBEGRIFF 

 

8. zwischen dem Innenbehälter (2) und dem Brandschutzman-

tel (16) ist eine gesonderte zusätzliche Feuer- und Wärmeisolie-

rung (17) angeordnet; 

8.1 die zusätzliche Feuer- und Wärmeisolierung (17) umfasst die 

Seitenwände (2a - 2d) sowie den unteren und oberen Boden des 

Innenbehälters (2); 

8.2 die gesonderte Feuer- und Wärmeisolierung (17) besteht aus 

einem Gewebe bzw. Vlies, insbesondere aus Glas- oder Alumi-

niumfasern oder 

8.2.1 die gesonderte Feuer- und Wärmeisolierung (17) besteht 

aus einem Keramikfasermaterial, insbesondere aus einem kerami-

schen Vlies aus Steinwolle oder 

8.2.2 die gesonderte Feuer- und Wärmeisolierung (17) besteht 

aus mit brandfestem Wasserglas getränkter Wellpappe; 

 

9. der Behälter weist eine elektrisch leitfähige Umhüllung (21) des 

Innenbehälters (2) auf; 

9.1 die elektrisch leitfähige Umhüllung hat die Form einer Gitter-

haube, eines Netzes oder eines Gewebes aus dünnem Metall-

draht; 
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9.2 die elektrisch leitfähige Umhüllung (21) wird von der Feuer- 

und Wärmeisolierung (17) umfasst; 

10. innerhalb der Entnahmearmatur (8) des Innenbehälters (2) ist 

ein elektrisches Erdungsteil (22) angeordnet; 

10.1 das elektrische Erdungsteil (22) ist über eine Erdungsverbin-

dung an das Untergestell (14) des Transport- und Lagerbehäl-

ters (1) elektrisch leitend angeschlossen. 

KENNZEICHEN 

 

Wie die Anmelderin sieht auch der Senat den in der Druckschrift (1), 

DE 197 22 194 C2, offenbarten Stand der Technik als dem Anspruchsgegenstand 

nächstkommend an. Der daraus bekannte Transport- und Lagerbehälter 1 mit ei-

nem palettenartigen Untergestell 13 und einer Bodenwanne 14 aus Blech dient 

zur Aufnahme eines austauschbaren Innenbehälters 2 aus Kunststoff. Dieser 

Kunststoffbehälter ist quaderförmig mit vier Seitenwänden 2a bis 2d, einem unte-

ren als Ablaufboden ausgebildeten Boden 3 und einem oberen Boden 4 aus 

Blech mit einem durch einen Schraubdeckel 6 verschließbaren Einfüllstutzen 5 

sowie einem am unteren Abschnitt der Stirnwand 2a angeformten Auslaufstut-

zen 7 mit einem Entnahmehahn. Am Außenmantel 8 ist ein Schutzdeckel 11 aus 

Metall mit einer mittigen Zugangsöffnung zu dem mit einer Schraubkappe ver-

schließbaren Einfüllstutzen des Innenbehälters vorgesehen. Zwischen dem In-

nenbehälter 2 und dem Außenmantel 8 weist er einen Brandschutzmantel auf, 

nämlich den Stützeinsatz 18, siehe Fig. 1 und Spalte 1, Z. 55 bis Sp. 2, Z. 16. 

Dieser umgibt mantelartig den Innenbehälter 2 und soll in erster Linie der Stabili-

tät der Seitenwandungen dienen; er bewirkt aber offensichtlich auch einen Brand-

schutz im Sinne der Aufgabenstellung der Anmeldung, weil er - wie schon der un-

tere und der obere Boden 3 bzw. 4 - aus Blechmaterial hergestellt ist, das Wär-

mestrahlung zu reflektieren und - ebenfalls materialbedingt - auch elektrische La-

dungen abzuführen vermag. Dieser Vorteil wird explizit in der Druckschrift (1) he-

rausgestellt, siehe Sp. 2, Z. 17 bis 24. Die DE 197 22 194 C2 offenbart somit 

sämtliche im Oberbegriff des Anspruchs 1 genannten Merkmale 1 bis 7 und zu-
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sätzlich bereits das kennzeichnende Merkmal 9 gemäß der Anspruchsgliederung, 

wonach der Behälter eine elektrisch leitfähige Umhüllung des Innenbehälters auf-

weist. 

 

Ein vor die der Anmeldung zu Grunde gelegte Aufgabe gestellter Fachmann konn-

te aus den einschlägigen Druckschriften (2), (4) und (5) bereits ohne weiteres 

Kenntnisse über Mittel erlangen, die eine Verbesserung der Brandsicherheit des 

aus der Druckschrift (1) bekannten Behälters bewirken. 

 

So lehrt die Druckschrift (2), DE 197 47 690 C2, dass die Brandsicherheit eines 

artgemäßen Transport- und Lagerbehälters für Flüssigkeiten durch Behinderung 

des Wärmetransports zum Innenbehälter hin verbessert werden kann, indem zwi-

schen einem Innenbehälter 2 und einem Außenmantel 3 ein Brandschutzmantel 

angeordnet wird, gebildet durch eine thermische Isolierung 7 aus mehrschichtigem 

Verbundisoliermaterial 7a, 7b aus zumindest Pappe und Aluminium zwischen 

Deckschichten 8 aus Kunststoff, siehe Fig. 1 und 2 i. V. m. Anspruch 1. 

 

Da bei dem aus der Druckschrift (1) bekannten Behälter eine Wärmeisolierung zur 

wirksamen Behinderung des Wärmetransports zum Innenbehälter hin fehlt, ist 

durch das Hinzufügen des aus der Druckschrift (2) bekannten Mittels zweifellos 

eine Verbesserung der Brandsicherheit zu erwarten und diese Maßnahme somit 

naheliegend. Die Anordnung der Isolierung zwischen dem Brandschutzmantel und 

dem Innenbehälter gemäß Merkmal 8 der gegliederten Anspruchsfassung ergibt 

sich dabei zwangsläufig aus der Überlegung heraus, einerseits wie bisher die Feu-

erbeständigkeit und das Wärmereflexionsvermögen des metallischen Materials 

ausnutzen zu können und andererseits das Isoliermaterial vor Beschädigungen 

schützen zu müssen. Eine vollständige Ummantelung des Innenbehälters gemäß 

Merkmal 8.1 ist mit Blick auf die Aufgabenstellung aus fachmännischer Sicht 

selbstverständlich, ebenso wie die Auswahl geeigneter Materialien für die Feuer- 

und Wärmeisolierung aus dem Angebot an sich bereits bekannter und in der Pra-

xis bewährter Gewebe oder Vliese aus Glas- oder Aluminiumfasern oder Steinwol-
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le oder aus mit brandfestem Wasserglas getränkter Wellpappe gemäß den Merk-

malen 8.2, 8.2.1 und 8.2.2 im Griffbereich des Fachmannes liegt. 

 

Aus der Druckschrift (4), DE 297 24 198 U1, geht hervor, dass die Brandsicherheit 

eines artgemäßen Transport- und Lagerbehälters für Flüssigkeiten nicht nur durch 

die Behinderung des Wärmetransports, sondern auch durch Vermeidung einer 

elektrostatischen Aufladung des Kunststoff - Innenbehälters verbessert werden 

kann, siehe S. 1, letzter Absatz. Dazu ist vorgesehen, auf dem Kunststoff - Innen-

behälter eine gewebe-, netz- oder gitterartige Umhüllung 18 aus elektrisch leitfähi-

gem Material, vorzugsweise Metall, vollflächig und in direktem Kontakt mit dem In-

nenbehälter aufzubringen, siehe S. 2, dritter Absatz, beispielsweise in Form eines 

Gitterkorbes bzw. einer Gitterhaube, siehe S. 3, vorletzter Absatz, was den Merk-

malen 9. und 9.1 der gegliederten Fassung des geltenden Anspruchs 1 entspricht. 

Merkmal 9.2 der gegliederten Fassung, wonach die elektrisch leitfähige Umhüllung 

von der Feuer- und Wärmeisolierung umfasst wird, ergibt sich schon aus der 

handwerklichen Erwägung heraus, dass dies die technisch einzig sinnvolle Anord-

nung ist, falls nach dem Vorbild der Druckschrift (4) die Umhüllung aus leitfähigem 

Material in direktem Kontakt mit dem Innenbehälter steht. 

 

Druckschrift (5), DE 298 24 096 U1, betrifft ebenfalls einen artgemäßen Transport- 

und Lagerbehälter und offenbart eine im Prinzip der Lehre der Druckschrift (4) ent-

sprechende weitere Möglichkeit zur Verbesserung der Brandsicherheit des be-

kannten Behälters, siehe S. 1, letzter Absatz. Damit eine elektrostatische Aufla-

dung auch beim Befüllen mit Flüssigkeiten und beim Entleeren von Flüssigkeiten 

vermieden wird, ist hier vorgesehen, innerhalb der Entleervorrichtung 4 zwischen 

Innenbehälter 2 und Entleerventil 6 ein mit der Entleereinrichtung 4 über ein von 

außen dieselbe durchdringendes Verbindungselement verbundenes Erdungsteil 8 

anzuordnen, siehe S. 3, letzter Absatz. Dies entspricht dem Merkmal 10 der ge-

gliederten Fassung des geltenden Anspruchs und stimmt letztlich auch mit Merk-

mal 10.1 überein, da das Erdungsteil 8 durch ein zu dem palettenartigen Unterteil 
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führendes, elektrisch leitendes Erdungskabel 9 gebildet wird, siehe den von S. 3 

auf S. 4 übergreifenden Satz. 

 

Ein Fachmann kannte somit bereits sämtliche im geltenden Anspruch angegebe-

nen Merkmale aus dem Stand der Technik. Da mit jeder der aus den Druckschrif-

ten zu entnehmenden, voneinander unabhängigen Einzelmaßnahmen offenkundig 

jeweils eine zusätzliche Verbesserung der Brandsicherheit des gattungsgemäßen 

Transport- und Lagerbehälters zu erwarten war, lag zum Erreichen einer möglichst 

großen Brandsicherheit deren Zusammenführung nahe. Besondere technische 

Schwierigkeiten, die der Hinzufügung eines der Merkmale im Wege hätten stehen 

können, oder daraus sich ergebende überraschende, über das angestrebte Ziel 

hinausgehende Effekte sind nicht zu erkennen. Der geltende Anspruchsgegen-

stand ist somit das Ergebnis einer bloßen Addition von aus dem aufgezeigten 

Stand der Technik sowohl hinsichtlich ihrer konkreten Ausgestaltungen als auch 

ihrer Wirkungen an sich bekannten Mitteln. 

 

Aus diesen Gründen ist das Vorliegen einer erfinderischen Tätigkeit zu verneinen. 

 

Die Beschwerde war somit zurückzuweisen. 

 

 

gez. 

Unterschriften 

 


